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sehr schwarz sehe. In der Tat schlägt die deutsche Regierung in der heute veröf­
fentlichten Antwort auf die Note des Herrn Clemenceau wegen der Kriegsgefan­
genen einen Ton an, an den man hier nicht mehr gewöhnt war, der aber durchaus 
dem allgemeinen Empfinden entspricht. Ich lege die Wiedergabe dieser Note in 
einem Ausschnitt aus dem Berliner Tageblatt bei. Es wird sich zeigen, was Frank­
reich antwortet. Der Gewährsmann aus der demokratischen Partei, welcher der 
Regierung nahesteht, ist überzeugt, dass Frankreich auf einen Konflikt zutreibe, 
der ihm die Möglichkeit, oder besser gesagt den Vorwand bieten soll, um das 
ganze Ruhrgebiet zu besetzen und dadurch Deutschland von aller Kohlenzufuhr 
abzuschneiden. Dieses Vorgehen würde Deutschland in der Tat am Lebensnerv 
treffen, denn ohne Saar- und Ruhrkohle kann das deutsche Wirtschaftsleben 
nicht wieder aufkommen. Sollte diese Gefahr sich verwirklichen, dann wird es, 
das ist auch meine Überzeugung, in Deutschland zu sehr ernsten Ereignissen 
kommen, die entweder zum Bürgerkrieg oder zur Diktatur mit einer levée en 
masse führen können.

Ob die Voraussetzung, von welcher mein Gewährsmann ausgeht, zutreffend 
ist, vermag ich nicht zu beurteilen, aber es ist doch nicht zu übersehen, dass die 
schroffe Note Frankreichs den ersten Akt internationaler Politik darstellt, den 
Clemenceau nach seinem eklatanten Wahlsieg unternommen hat. Wenn es in 
dieser Tendenz weitergeht, dann kann die Lage nicht ernst genug betrachtet wer­
den. Nach allem ist leider nicht zu erwarten, dass die französische Regierung 
rechtzeitig einsehen werde, dass der Untergang Deutschlands, den sie ja freilich 
in der Hand hat, wohl auch zum Schaden Frankreichs ausfallen würde. Herr 
Haguenin, der französische Delegierte in Berlin, der eben von Paris zurückge­
kehrt ist, sieht dies sehr wohl ein und beklagt die Haltung seiner Regierung, aber 
auch er ist machtlos.
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CO N S EIL  F É D É R A L

Proposition du Chef du Département politique, F. Calonder 
152.F. Internationales Sanitätsamt Bern, 27. November 1919

Das politische Departement erhielt von der britischen Gesandtschaft die bei­
gelegte Note1, in der sie auf Geheiss der britischen Regierung vorschlägt, das 
internationale Sanitätsamt in Übereinstimmung mit Art. 23 f und Art. 24 des 
Völkerbundsvertrages inskünftig der Leitung des Völkerbundes zu unterstellen. 
Die britische Gesandtschaft frägt an, ob die Schweiz, als Mitunterzeichner der 
Sanitätskonvention vom 9. Dezember 1907, bereit wäre, dem Vorschläge zuzu­
stimmen und ihrem Delegierten beim Sanitätsamt entsprechende Instruktionen 
zu geben. Schweizerischer Delegierter ist zur Zeit der Direktor des Schweizeri-

1. Non reproduite.
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sehen Gesundheitsamtes Dr. Carrière. Der Sitz des Internationalen Sanitätsam­
tes befindet sich in Paris.

Das politische Departement glaubt darauf aufmerksam machen zu müssen, 
dass die Unterstellung der internationalen Ämter unter die Leitung des Völker­
bundes im gegenwärtigen Moment nach drei Seiten hin für uns Bedenken hätte:

1. Der Völkerbund ist zur Zeit noch gar nicht konstituiert. Die Schweiz hat 
noch keine Beitrittserklärung abgegeben und ist deshalb vorläufig nicht in der 
Lage, sich auszusprechen.

2. Wenn die Schweiz ihre Zustimmung gäbe, würde damit indirekt auch die 
Rechtsstellung der internationalen Ämter, die ihren Sitz in der Schweiz haben, 
präjudiziert. Was für die einen der Ämter beschlossen, wird voraussichtlich auch 
für die ändern gelten; es ist daher unbedingt notwendig, dass man sich in der 
Schweiz klar werde darüber, wie man sich zu der Übertragung der internationa­
len Ämter unter die Leitung des Völkerbundes stellen wolle.

Art. 24 sieht allerdings die Unterstellung der internationalen Ämter unter den 
Völkerbund vor, verlangt aber zugleich die Zustimmung der einzelnen Vertrags­
kontrahenten zu diesem Vorgehen.

In den Friedensverträgen mit Deutschland und Österreich ist nirgends davon 
die Rede, dass diese Staaten einer organisatorischen Änderung von internationa­
len Ämtern, bei denen sie Mitkontrahenten sind,zum vornherein zustimmen wür­
den. Die Verpflichtungen der Türkei und Bulgariens sind zur Zeit noch ungewiss.

3. Der Bundesrat hat sich in seiner Botschaft vom 4. August2 auf den Stand­
punkt gestellt, dass die Ordnung der Verhältnisse des Völkerbundes zu den ihm 
nicht angehörenden Staaten, wenigstens soweit sie gegen ihren Willen ausge­
schlossen sind, nicht in befriedigender Weise geregelt worden sei. Wir haben kein 
Interesse daran, die Situation dadurch zu verschärfen, indem wir dazu Hand bie­
ten, vom Völkerbund zur Zeit ausgeschlossene Staaten in ein Verhältnis zu dem­
selben zu bringen, nach welchem sie gegenüber den Völkerbundsmitgliedern eine 
rechtlich inferiore Stellung einnehmen würden. Dies würde aber wohl der Fall 
sein, wenn ein Amt dem Sekretariat des Völkerbundes unterstellt würde, zu des­
sen Organisation einem Vertragskontrahenten jedes Mitspracherecht fehlt.

Was den konkreten Fall des Hygiene-Institutes anbetrifft, sind zwar 
Deutschland und Österreich keine Kontrahenten der Konvention, wohl aber 
andere vom Völkerbunde vorläufig ausgeschlossene Staaten wie Russland, 
Bulgarien, die Türkei.

Fragen könnte es sich, ob nicht vorgängig der Beantwortung der britischen 
Note ein Gedankenaustausch mit den anderen neutralen Staaten erfolgen sollte. 
Wir glauben aber, darauf verzichten zu sollen, weil ein grosser Zeitverlust mit 
einem solchen Vorgehen verbunden wäre und es zudem unsicher ist, ob sich alle 
Staaten, zum Beispiel Spanien, auf unseren Standpunkt stellen würden.

Wohl aber dürfte es sich empfehlen, diesen neutralen Staaten den Beschluss 
des Bundesrates vertraulich mitzuteilen, um denselben Anlass zu geben, in der 
Angelegenheit im gleichen Sinne vorzugehen.

2. Cf. FF, 1919, vol. IV, pp. 567 -713 .
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Das politische Departement ist sich der Tragweite seines Standpunktes voll­
ständig bewusst. Unser Vorgehen kann unter Umständen von den alliierten 
Mächten als Stellungnahme zugunsten der zur Zeit vom Völkerbunde ausge­
schlossenen Staaten aufgefasst werden. Früher oder später wäre aber die Schweiz 
doch gezwungen, zu dieser heiklen Frage Stellung zu nehmen, und wir glauben, 
dass es leichter ist, von Anfang an diesen Standpunkt einzunehmen, als später, 
wenn es sich eventuell um eine Konvention handelt, bei der sich das internatio­
nale Amt in der Schweiz befindet. Die vorstehend geltend gemachten Gründe 
scheinen uns daher trotz aller Bedenken folgenden Antrag zu rechtfertigen:

Es sei auf Grund beiliegender Note der britischen Gesandtschaft zu antwor­
ten, dass wir den Standpunkt vertreten, bereits vor dem Kriege errichtete inter­
nationale Ämter sollen in bisheriger Weise weitergeführt werden, bis durch den 
Beitritt aller oder wenigstens aller wichtigen Staaten zum Völkerbund im wesent­
lichen eine Übereinstimmung im Kreise des Völkerbundes zwischen den Mitglie­
dern desselben und den Kontrahenten der internationalen Konventionen erfolgt 
sein werde.3

Es sei ferner der Beschluss des Bundesrates den übrigen zum Beitritt zum Völ­
kerbund eingeladenen neutralen Staaten vertraulich mitzuteilen, um denselben 
Anlass zu geben, in der Angelegenheit im gleichen Sinne vorzugehen.4

3. Répondant à une enquête effectuée par le Département politique sur cette question, le Départe­
ment de l ’Economie publique constate le 13 janvier 1920: [...]

Tout en admettant en principe que l’Office international d’hygiène publique soit placé plus 
tard sous l’autorité de la Société des Nations, nous pensons qu’il y aurait lieu de suggérer au 
Gouvernement britannique l’idée d’une conférence des Etats signataires de l’arrangement de 
Rome, laquelle devrait préalablement trancher les diverses questions que soulève une modifica­
tion du statut de l’Office.

Le Conseiller fédéral Schulthess a ajouté de sa main: P.S. Wir glauben, es wäre wünschens­
wert, wenn das Institut ausserhalb des Völkerbundes bleiben könnte u. halten die Ansicht des 
Pol.Dep. für richtig. Allerdings ist zu betonen, dass der Völkerbund hygienische Fragen /.../a ls  
Gegenstand seiner Bestrebungen bezeichnet. Ist es unter solchen Verhältnissen möglich? (E 
2001 (B) 8 /19).
4. Ces propositions ont été acceptées par arrêté du Conseil fédéral du 17 février 1920, cf. E 1004 
1/274, n° 642.
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Le Chef de la Division pour la Représentation des Intérêts étrangers 
et pour l ’Internement du Département politique, P. Dinichert, 

au Ministre de Suisse à Paris, A. Dunant1

L P.G. 1/11 Berne, 27 novembre 1919

Le Conseil fédéral ayant décidé d’adresser aux Gouvernements des Etats qui 
ont participé à la guerre l’appel ci-joint en faveur du rapatriement de tous les pri-

1. En tête du document, le Ministre Dunant a noté: Très urgent!
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